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DieKenskribierungderAusländer.ImStadtrateberichtete/StR.Richter( Sez .Dem. )
übereinenvemGemeinderatRotter( chr .sez . )imGemeinderateingebrachtenAn-¬
trag betreffenddie Kenskribierungder in WienwehnhaftenAusländer .DerReferent
brachteeinenErlaGder niederösterreichischenLandesregierungzur Kenntnis ,der
ausführt ,daßdieDatendesMeldeamtesunverläßlichseien ,dasie nuraufPartei-¬
enangabenberuhen .DieDurchsichtaller MeldezettelwürdeaußererdentlicheAr-¬
beiterferdernundesmüsstedieErhebunganHandderDekumentevonHauszuHaus
erfelgen ,wasmitgreßenKestenverbundenwäre .DerReferentbeantragtediesen
Berichtzur Kenntniszu nehmenundan die RegierungdasErsuchenzurichten ,
die gesetzlichenBestimmungengegendie schädlichenElementeunterdeninWien
weilendenAusländernmitallerStrengezuhandhaban.DerAntragstellerGR.Ret-¬
ter ,derderSitzungzugezegenwar ,sprachseinBedauerndarüberaus ,daßdie
venihmgewünschteStatistik der in WienwehnendenAusländernicht schenbeider

DurchführungderVelkszählungaufgestelltwurde.InderDebatteüberdiesenGe-¬genstandverlangteStR .Vaugein( chr .sez . )ein energischesVergehenbei derAus-¬

weisungderausdemOsteneingewandertenJuden .StR .Rummelhardt(chrsez. )bean-¬
tagte ,andieRegierungdieAufferderungzurichten ,sefertdieenergischesten
MaßregelnzurAusweisungsämtlicherFlüchtlingeausdemOstenzuergreifenund

gegensie mit der Konfiskatienihres gesamtenbeweglichenundunbeweglichenVer- ¬
mögensvorzugehen,dassiesichwährendihresAufenthaltesinWienerwerben
haben .StR .Schmid(chr. sez. )sprachsichfüreineErweiterungdiesesAntrages
dahinaus ,daßauchderweitereZuzugausdemOstenverhindertwerdenselle .
StR .Täubler( Sez .Dem. )sagte ,daßsichdergesamteStadtratdarineinigist ,

daßes für WieneineErlösungwäre ,die unbequemenGösteausdemOstenles
zu werden .Die Kenfiskatien des Vermögenswäre ja ein Mittel ,nur sellte mansie
nicht auf die Ostjudenallein ,sendernauf alle Kriegsgewinneranwenden .Dazu
hatjedechdieRegierungnachdengeltendenGesetzenkeineHandhabe.WennStR.
RummelhardtundseineParteiderAnsichtsind ,daßeinsolchesGesetztretz
desFriedensvertragesvonSt .Germainbeschlessenwerdenkönnte,sosolleer
seine Parteigenessenin der Natienalversammlungveranlassen ,einenentsppedhen-¬
denAntrageinzubringen - .DerStadtratkönnejedochdieseFragenichtlösen .
StR .Haider(chr. sez. )unterstütztedenAntragRummelhardtaufKonfiskation
derKriegsgewinnederSchieberundSchleichhändlerausdemOsten .AufdieZwi-¬
schenrufederSozialdemekraten:„Esist jakeinegesetzlicheHandhabeverhan-¬
den !OhneGesetzmüsstenhöchstensdieArbeiterräteVermögenkenfiszieren!"
antwerteteStR.Rummelhardt:„Dietunihnennichts,diesitzenmitihnenin
denGast -undKaffeehäusernbeisammen. "DieseBemerkunglöste bei denSezialde-¬
mekratenallgemeineEntrüstungaus .Sieriefon :„ Dasist eineVerdächtigung!
In denSchieberlekalennehmendie Arbeiterrätedie Leutefest !Dasist eineVer-¬

leumdung!"StR.Speiser(Sez. Dem. )erklärtemitgrössterEntschiedenheit:„Sie
könnendieArbeiterrätebekämpfen,dürfensie abernichtverleumden.Dasdulden
wirnicht !"DaStR .Rummelhardthieraufnichtweitererwidertelegtsichdie
Aufregung.Bgm .Reumannerklärte ,daßer gegendiesenAntrag ,wennerallgemein
gehaltenwäre,nichtseinzuwendenhätte ,denndannwürdenalleSchädlingeder
Stadt ehneUnterschiedder Kenfessiengetroffen werden .DasReferat jedochdazu
zubenützen,umeineJudendobatteabzuführen,halteerfüreineGeschmacklesigkeit
BeiderAbstimmungwerdendieAnträgeRummelhardtundSchmidabgelehnt,derRe-¬
ferentenantragangenemmen.

LiebesgabenfürArbeiterwitwenim6 .Bezirk.ArbeiterwitwenmitKindern,dieim
6 .Bezirk wohnenundamMittwechnichtbeteilt wurden ,könnenMentag ,den 19 .ds .
zwischen ! 3 und 5 im Frauenarbeitskemitee ,Amerlingstrasse 6 Liebesgaben be¬

beben.Mitzubringenist :Einkaufschein,Fürsergeblatt,Heimatschein,Tetenschein
les GattandundwennmöglichdessenArbeitsbuch.

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom16 .April1920 .

Versitzender Bgm .Reumanneröffnet die Sitzung ,und führt aus :Am. de . M.
sind5 Jahrevergangen ,seitdemdie Bretkemmissienenin WienanläßlichderAus-¬
gabevonBret -undMehlkartendas erstemal in Tätigkeit getreten sind .Janse
Amtsstellenzuzählend,diedengrößtenParteienverkehrabzuwickelnhaben ,stchen
sie mit der Bevölkerung in fertwährender innigster Berührung .DieBretkemmissie - ¬

nenhabenin demverfleßenenhalbenDezenniumihresWirkenseineUnsummevon
vonArbeitgeleistet undmit voller Befriedigungkannich feststellen ,daßdiese

Fälle vonArbeitin hingebungsvellsterWeisebewältigtwordenist .Dieersprieß-¬
liche Tätigkeitder Bretkemmissienenbeschränktesich übrigenseftmalsnicht
bleß auf die Ausgabeder Lebensmittelkarten ,sondern dehnte sich wiederheltauch

aufandereZweigederöffentlichenVerwaltungaus .IchnehmedieGelegenheit
zurVernalssung,umdenMitgliedernderBretkemmissienenfürihrejahrelange,
mühevelleundersprießliche Tätigkeit den Dankunddie AnerkennungderGemeinde-¬

verwaltunginöffentlicherGemeinderatssitzungauszusprechenundschließehier-¬
bei auchalle Angestelltendes Magistratesein ,die mit der ZuteilungundEvi- ¬
denthaltungderLebensmittelbezugskartenbetrautsind .Nichtminderaberfühle
ichmichverpflichtet,jenenGewerbetreibendenundKonsumentenerganisatienen,dieaufGrunddesKartensystemsdierayeniertenundrationiertenLebensmittelundBedarfsartikelzurAusgabebringen,meinenDanköffentlichauszudrücken.
BeidieserGelegenheitseiesmirweitergestattet,derepferfreudigenWiener
Frauenzugedenken,diesichindasvielfachverästelteKartensystemserasch
hineingefundenunddieSchwierigkeiten,diemitderRegelungderVerteilung
derLebensmittelundBedarfsartikelauchfürdieWirtschaftenverbundensind,
beiderFührungdesHaushalteszuüberwindenverstandenhaben.AuchsieseiendesDänkesderGemeindeverwaltungversichert.

Gespendethaben;DerSteirerUnterhaltungsklubinNew-YerkfürarmeWie,-¬nerKinder50. 000Krenen.
DerVerein„Deutsch-Oesterreicher"inNürnbergdenErlöseineszuGun-¬

stendernetleidendenWienerKinderabgehaltenenWehltätigkeitsabendes1500Mk.
AleisDrechslerinBötternöt,Amerika,fürdieErnährungWienerKinder24Dollars .

DieFirmaBaumgartenundCempanyinSaintPaulfürcharitativeZwecke200Krenen.
DiebischöflischeMethedistenkircheinWienfürdas8 .städtischeWaisen-¬

haus200kgMehl,100kgBehnenund1KisteKakes.
SchriftführerGR.HuberverliestdenEinlauf.

OR.Vavronäek:(Tscheche)interpolliertwegendeseinseitigenVorgehens
einzelnerMagistratsbeamterbeiderAusfolgungdersogenannten„ .-Formulare
zumZweckederVerteilungderschwedischenLiehesgaben ,

Bgm.Reumann:WiederAnfragestellerselbatsagt ,betreffenseineAus-¬
führungendieVerteilungderschwedischenLiebesgaben.Dieseerfolgtaber
meinesWissensseitensderschwedischenMissionundnichtdurchdieGemeinde.
EsdürftendemnachauchstädtischeBeanteheiderVerteilungderLiebesgaben
zumindestin ihrerEigenschaftalsBeanterderGemeinde- nichtszutunge-¬

habthahen.IchwerdederAngelegenheitjedonfallsnachgehenund ,fallsUnzu¬
kömmlichkeitenstädtischerOrganefestnustellenwären ,dasEntsprechendever¬

anlassen .
GR.Sirotek(Tscheche)sagtineinerInterpellation,dassimJahre1909

Strassenbahner,MitgliederdersozialdenohratischenOrganisationohnePen¬
sionentlassenwurden,weilsiedievonderDirektionvorgelegteDienstord¬
nungnichtunterschriebenhaben.Vielevonihnenwartenheutenochaufdie
Durchführungderam28 .JännervonGeneinderatebeschlossenenAmnestie.
Eswirdgefragt ,wasderBürgermeisterveranlassenwolle ,damitdasUnrecht
gesühntwerde.

Egm.Reumann:DieEtnlassungdererwähntenStrassenbahnbediensteten
hattemitihrerpolitischenGesinnungnichtszutun .Dieswurdeauchbeiden
VerhandlungenüberdieAmnestieindenhiefüreingesetztenKomiteesowie
seitensderOrganisationderHandesl-undFransportarbeiteranerkannt.Eskann
sichdahernichtumdieGutnachungeinesUnrechteshandeln.DieetwaigeWie¬
deranstellungdieserBedienstetenwurdenurdannundsoweitalszulässiger¬
klärt ,alssiedenderzeitigenAnfnahmsbedingungenentsprechen.Indiesem
SinnewurdeauchvonderDirektionvorgegangen.
GR .Haider( chr .sez . )stellt eineAnfragewegenderManipulatienendesStras

senbahnbediensteten-und.BezirksratesScheuhuber,dervenderKriegsgetreideanstal
KartoffelnzumPreissvenK . 50angekauftundunK . 50prekgandieStraßen-¬
bahnbedienstetenabgegebenunddadurcheinenGewinnven60. 000Kerzielthat.
Erfragt ,obderBürgermeisterveranlassenwolle ,daßdiedurchdiesesGeschäft
geschädigtenStraßenbahnerschadlesgehaltenwerdenundoberdemGemeinderate
überdieManipulatiendesScheuhubereinenBerichterstattenwelle.

Bgm.Renmann.DerBerichtdesKriegswucheramtesüberdieKartoffellie¬
ferungdesSchaffnersScheuhuberandieStrassenbahnerundandieVerpflegsstel
derStrassenbahnenfusstaufdenFeststellungen,welchedieVerpflegsstelledemKriegswucheramtezurVerfügungstellte .DiedortgepflogenenErhebungen
sindindenEinzelheitennochnichtbekanntundwerdenihrenAhschlussdurch
diestrafgerichtlicheUntersuchungfinden,wozudasKriegswucherantdiehishert
genErhebungenandioPolizeiabgetretenhat .NachdemdieAnzeigeerstattet
ist ,kanndieAngelegenheitalserledigthetrachtetwerden.

GR.Ullreich( chr .sez . )beantragt,1. )AlleSpitalsleichen ,dienichtausdem
16.Bezirkstammen,sinddennachdemletztenWohnortdesVersterbeneninBetrach

kommendenBezirksfriedhöfen,bezw.demZentralfriedhefezuüberweisen;. )Mit
demBrauereibesitzerKüffnerist in Verhandlungzu treten ,umdurchAustausch

entsprechenderWiesenflächendiemöglicheErwerbungderangrenzendenWiese
zumZweckederFriedhofserweiterungsicherzustellen;. )DasindieSteinhef-¬
straßeführendeAusgangsterdesOttakringerFriedhefesist mitAusnahmedes
Winterstäglich effen zuhalten .

HéeraufwirdandieErledigungderTagesordnunggeschrittenunddieGe¬
neraldebatteüberdieneueGemeindeverfassungfortgesetzt.



GR.Dr .Ehrlich( Jüd.Nat. )WenniemichauchalspreRednerzurVerlage
gemeldethabe ,habeichnichtsdestewenigernichtdieAbsichtderMajeritätje-¬
ne Aufgabeabzunehmen ,die ihr zufallen sollte ,daß ist die Verteidigungder

Verlagezuübernehmen.DenneskanndemVertretereinersokleinenFartei ,der
ichangehöre,nichtebliegen ,beieinerVerlagenachderenInkraftsetzungwirde lege nicht berufensind an der Stadtverwaltungmitzuwirken ,sendernnunge-¬
wissermaßenvendenBresamenleben ,die vendemTischder greßenParteienebfal
len ,diesezuverteidigen .IchhabemichlediglichzumWertegemeldet ,umbei
dieserGelegenheitjeneFerderungenzuerheben,welcheunsereParteiimmerauf-¬
gestellthatunddiemitdiesemGegenstandein engemZusammenhangesind .Die
ErklärungendesHerrnBerichterstattershabensichangehörtwiedasheheLied
derDemekratie.ManmussaberauchdannverallemdieVeraussetzungenfürdie
Demekratieschaffenunddaßist einwirklichedemekratischesWahlrecht.Ich
stelledaherdenAntrag,daß§6derGemeindewahlordnungdahinabgeändertwer-¬

de ,daßWienbeidenGemeinderatswahleneineneinzigenWahlspreegelzubilden
habe .EshatgelegentlichdergestrigenDebatteHerrDr .KienböckeinenUebel-¬
standberührt,den/wiralsselchenempfinden.Erhatgesagt,daßwirdieneue
Verfassungin einer Zeit durchführen ,wodie Stellungder StadtWienganzun-¬
gekfärtist .Wirwissenjaheutenechnicht ,obWienHauptstadtvenNiederö-¬
sterreichbleibenwird .BeidieserGelegenheitmussichabererklären ,daß

mit

meineParteijedemPrejekt ,dasWienwiederin Zusammenhang" /einemLandtage
bringt ,Widerstandentgegensetzenwird .RednerkemmtdannaufdenFassusven
derErhaltungdesdeutschenCharaktersWiensinderGeköbnisfermelzusprecher
undbezeichnetdieseFermelals inhaltslesundleer ,die keinenMenschennützesei

undnur geeignet/Schadenzu stiften .Er sei überzeugt ,daßdie deutscheKultur
derStadtWienfürewigeZeitenihrenunauslöschlichenJtempelaufgedrückthabe.
EswerdesichaberniemanddurchdieFermelalleinabhaltenlassenirgendetwas
gegendendeutschenCharakterdieserStadtzutun .IndiesemZusammenhangemüs-¬
se er seinem lebhaftem Bedauern Ausdruckgeben ,daß sich berühmte Stätten der

deutschenKulkürin WienundGraz ,dieUniversitäten,aushatienalegundken-¬
fessienellerUnduldsamkeitdazuherbebengegendiejudischenStudenten
verzugehen.DasentsprechenichtdeutscherKultursenderndemVergehender /
magyarenischenHerrenklasseander BudapesterUniversität .

VB .EmmerlingübernimmtdenVorsitz .
GR .Schmitz( chr . - soz. ) :WennderHerrVorrednersichbesondersereifert

hat ,andenHochschuleneineStinnunggegendiejüdischeStudentenschaftim¬
merdeutlichersich ausprägt ,so nussich in aller Ruheaufmerksammachen,
dassandieserStimnungdiejüdischeStudentensehaftdurchausunschuldig
ist .DiejungenLeute ,dienacheinervieljährigenKriegs-oderMilitärdienst-¬
zeit undnachVerlustvonsoviel Semesternan die Hochschulenzurückkehrten,
fandendieHörsäle,SeminarienundAnstaltenderHochschulenüberfülltmit
solchenLeuten,dieunterirgendeinemTitelsichderMilitärdienstpflicht
zu entziehenvermochthaben .( GR .Dr .Plaschkes :Dasist eine unerhörteVer¬

dächtigung!)DiesezurückkehrendeHochschülersindnichtblussAntisenitenge¬
wesen ,dasselbe Schicksal haben die jüdischen Hochschüler gehabt ,die ihrer

MilitärpflichtGenügegeleistethatten ,eswarennichtbodenständigeöster¬
reichischeund WienerJuden ,die sich da breit gemachthaben ,sonderngalizi¬
sche ,russische ,rumänischeundungarischeStaatsbürger .Nichtblossdie
TatsachederUeberfüllungmitlandfrendenElementenhatsoaufregendgewirkt,
sondern auch das unverschämte Benehmendieser Zugereisten .Wenndie jungen
Leutedannvielleicht Handlungenbegangenhaben ,die wir als ältereund
ruhigereLeutenicht gutheissen ,so mussnanbedenken ,dassdie jungenLeut
untereinempsychologischenDruckgehandelthabenundeswäreSachederjü¬
dischenationalenKreisegewesen ,aufdie jüdischenStudenteneinzuwirken.
dass sie sich nicht so arrogant benehmen .

DerHerrVorrednerhat auchgenagt ,dassdasWahlrechtinWiderspruche
mit der Demokratiestche ,weil nicht ein einziger Wahlkreis für ganzWien
besteht ,die Bezirksmeiereigrossgezogenunddie Minderheitverkürztwird .
Es ist sehr zweifelhaft ,ob die grossen Parteien bei denbezirksweisen
WahlennichtmehrStimnenverlieren ,alsdiekleineParteiinganzWien

miteinander.BeieinemWahlkreisvonübereineMillionWählerwäreesunmög¬
lich ,dassgegenseitigepersönlicheVerhältniszwischenWählernundGewähl-¬
teneinigermassenanfrechtzuerhalten .DaswäreeinVerlustfür dieganze
konmendeEntwicklung .Die Gefahrder Bezirksneierei zu bannen ,ist Sache
derPartei in ihrer innerenArbeit .

Esist sowohlimReferateals in denRedenderParteienrednersehr
vielvonDemokratiedieRedegewesen.Zweifelloserscheint,dassinderGrundfrage ,welchesVerhältniszwischenStaat undGemeindebestehe ,seit
Jahrhunderten2 Grundanschauungenmiteinanderstreiten .Dieeine findet ,dass
dieGemeindeeinblossesOrganderStaatsverwaltungist ,undwillihrgar
keinSelhstbestimnungsrechtgeben ,währenddie andereAnffassungdieGegeine
als eine sozialeKörperschafteigenenRechtesansieht ,die in gewissemSinne
nebendemStaatgleichberechtigthintritt .Durchdieganzeletztestaats¬
rechtlicheEntwicklungtritt diezweiteAuffassungmehrin denVordergrund.
Geradedeshalb,weildieseKernfragegarnichtentschiedenist ,halteich
diederzeitigeVerabschiedungderVorlagefürinnerlichungerechtfertigt.
EsbestehtdieGefahr,dasswirdieganzeVerfassungsundVerwaltungsreform
nocheinmalumarbeitenmüssen .Beieiner Gemeindevonder GrösseundBedeu-¬
tungder StadtWiennimmtder übertrageneWirkungskreiseinenderartige
grossenRaunein ,dassmandiesennichtalsAnnexerledigenkann.Eine
wesentliche Frage ist auch die Stellung der amtsführendenStadträte .Diese
sollennachdemReferateähnlichwiediederjetzigenStadträtesein ,nur
werden sie noch verschiedene Agendenzu erledigen haben .Dieneugeschaffene

GruppeVIIist eineVerlegenheitsgruppoundsolleinenAuswegdafürschaf-¬
fen ,dassmannichtalleGruppenuntergerachthat .WenndieFrageder
Stellung Wiensentschiedenwerdenwird ,dannwird auchdiese Gruppewieder
geändert werden müssen .Die neuen Stadträte erscheinen mir als eingrosses

Wagnis,alseineVerlegenheitundalsdasProduktdesJustamentstandpunk-¬
tes .DerGemeinderatist jetzt der Trägerder Verwaltung ,die nunmehrin
die Ausschüsseverlegtwerdensoll .In Zukunftsoll keineVollversammlung
des Gemeinderatesmehrdas Rechthaben ,einen imAusschussbeschlossenen
Gegenstandzur Beratungzu bringen .DerStadtverordneteist dasGebilde
der VerquickungvonExekutiveundLegislative ,ein Standpunkt ,der vonder
Mehrheitimmerheftigbekämpftwurde .DieBemühungen ,dieMachtdesStadt-¬
verordneten herabzumindern ,warenvon keinemErfolge ,da die Herrenvon
der MehrheitebenimBanneder zukänftigenMachtstehen .DieVorlageer - ¬
wähntüberhauptnichtdieFragedesReferendumsundderInitiative.
Rednerweistdaraufhin ,dassimFreistaateBayernbei SchaffungdesGe¬
setzes überdie SelbstverwaltungdemReferendumundderVolksinitiative
der weitesteSpielraumgegebenwurde ,undauchin der altenMonarchie
habedie GemeindeordnungeinenParagraphenthalten ,der bestimmte ,dass
untergewissenVoraussetzungenderGemeinderatnichtfrüherBeschlüsse

Zustimmung derfassen dürfe ,bevor er nicht die ,dreiviertel - MehrheitderWahlbsrechtigten
für seine Absichteneingeholt habe .Diese Bestimmunghabe ebenfallseine
verblüffende Aehnlichkeit mit dem ,wasmansonst Volksreferendumnennt .

Sodannweist Rednerdaraufhin ,dass auchdie so wichtigeFragederRe¬
formder Bezirksvertretungenjetzt hätte in Angriff genommenwerdensollen .
SchliesslichfindeersowiedieanderenRednerseinerParteidenjetzigen
Zeitpunkt für die Durchführungder Reformenals ungeeignet und müssedaher
imNamender BevölkerungundzumWohledesVolkesvonWienin diesemAugen¬
blickedie Vorlageablehhen.

Bgm.Reumann:DieDebattehattretz allenEinwendungenklerunddeut-¬
lichbewiesen,daßdieReformungemeinsergfältiggemachtwerdenist ,daß
dieerhebenenEinwändeaufeineräußerstsachtenGrundlageruhenunddaß
das Werk ,welchesin einer zweimenatigenBeratungin die Wegegeleitetund
fertigggestellt werden ist ,in der Tat seine Aufgabeerfüllen wird ,dieda - ¬

hingeht ,daßjeneSchwierigkeiten,diesichinunseremgegenwärtigenVerwal-¬
tungsapparatgezeigt haben ,durch die Refermselbst aus demWagegeschafft
werdenkönnen .UnsereStadtWienhat sich imBezugauf demAufwandimHaus-

halteineinerganzgewaltigenWeisegerandert.WährendderAufwandbiszur
ZeitdesKriegeszirka21hundertMillionenbetragenhat ,weistdergegenwär-¬
tigeHeushalteinBudgetvån14MilliardenKrenenauf .Wenneinsegewaltiger

AufschwungimBezugaufdiebudgetereGebarungderStadtWieneintritt ,dann
mussnaturgemäss,ichmöchtesagen ,mitelementarerGewaltdicFragezuTage
tretenobunserestatutarischenBestimmungenausreichendsind ,umjenegros-¬
senAufgabenerfeggreichzubewältigen,dienunmehrandieStadtWionherange-¬tretensind .JetiefermanindasVerwaltungsgebietderStadtWieneindringt,
je tiefermanschürftdestemehrsiehtmanwienotwendiges ist ,dassamders
Verwaltungsmassnahmengetreffenwerdenmüssen,damitdenRechnunggetragen

werdenkann,wasdieBevölkerungWiensangerechtfertigtenAnferderungen' a
BezugaufdieErledigungderVerwaltungsgeschäftezustellenberechtigtist .
EsistimmerundimmerwiederhierimGemeinderatezumAusdruckgekommenscher
ineinerZeit,inwelcherdiekempakteMsjeritätderchristlichsezialenhier
in diesemSaalegewirkthat ,daßdieGeschäftsführungeinezuschleppendsist .
JedeeinzelneBeschwerdevonunserenstädtischenKentrahentenistdahinge-¬
gangen,daßErledigungendergeschäftlichenBeziehungen,dieLiquidierungwen
Rechnungenmenatelangundmenatelangaufsichwartenlassen.Jedeeinzelne
dieserRekriminatienenmusstenaturgemäss,zeigen,dassmitdiesemVerwaltungs
körpernichtmehrdasAuslangengefundenwerdenkann,dassinderTatRefer-¬
mendurchgeführtwerdenmüssen,diedieseschleppendesaleppeArtderGeschäfts
erdnungendlichundschließlichbeseitigen.

NecheinandereswichtigesMetivist es ,welchesunsbewegtdiegegenwär-¬
tigeVerwaltungsreformdurchzuführen,einMotivzwingenderNatur,eisMetiv
venheherethischerBedeutung.Diesist daringelegen,daßinderTatimeige-¬
nemWirkungskreisederGemeindedurchdiedemekratischenPrinzipienanund
fürsichdiefreigewählten.GemeindevertretereinweitgrösseresFeldzurMit-¬
arbeithabenmüssen,als .dasbisherder-Fallgewesenist . . Wennindieser
RichtungdieBehauptungaufgestelltwird,daßdieserZweckindergegenwärti-¬
genVerwaltungsrefermdurchausnichterreichtwird,dannmußichsagen,die-¬serZweckwirdvellundganzesreichtdadurch,daßdieTeilungineinebe-¬

schränkteAnzahlvenGruppen,dieinderTateinriesigesBetätigungsfeldum¬
fassendenAusschüssenderGruppenvellständigGelegenheitgibt ,innerhalb
desRahmensderGrappeeineMitarbeitzuleisten,diezuleistenbishernoch
keinGemeinderatGelegenheithatte .(BeifallbeidemSezialdemekraten).Wun-¬
derbarerweisewirdbehauptet,daßindiesenEntwurfdieOligarchiesicheinge-¬
nistethabe,daßdieDemekratieineinerganzbedeutendenWeiseimStichge-¬
lessenwird,daßeingewisserAbselutismusindieserVorlageenthaltenist.
WennichdieDebattehierverfolgthabe,mussichsagen,daßdiesesehrstark
inWiderspruchgestandenistzujenenVerhandlungen ,dieinreinsachlicher
WeiseimAusschussegeführtwerdensind .IndenAusschussverhandlungenwaren
dieRekriminaterendieserVerlagezahm,sachlichundhabensichbemüht,jede
DifferenzdurchirgendeinscharfesWortzuvermeiden,habensichbemühtaus
dieserVerlageanundfürsichzudeffinieren,daßeineReihsvonAenderungem
notwendigsind,diegarnichtweittragenderNaturgewesensind,undhabenauch
inderTatfürdieseihreAbänderungsanträgevarständnisvellesOhrgefundenundhättenVerständnisvellesOhrgefunden,wennihreAnträgenechweitergehend

gewesenwären,dann,wennsiezweckdienlichsindfürdas ,waswirinsAugege-¬fassthaben,



Ichverkennenicht ,dasseineOpposationgewissePflichtenhat ,dass
sie immerundimmerzeigenmuss ,dasssie Oppositionsei ,aherichgestehe

ganz offen ,dass die Beweggründe ,die dargelegt wordensind ,an undfür

sichrechtfadenscheinigerNatursind .Esist urplötzlicheinUmschwungin
letzten Stadiumder Beratungeingetreten ,der uns zeigt ,dasswirklich

eine Formgefundenwerdensollte ,damitdieseHaltungder Oppositionein
Anrechthabe ,überhauptzusein .Herkwürdigerweiseist dieserUmschwung
nicht in der Verwaltungsreformgesucht worden ,sondernin einerErklärung ,
dieVize-BürgermeisterEmmerlingabgegebenhat ,dahingehend,dassdieRe¬
formaucheineGelegenheitist ,unsereHaltungin WienerGemeinderatund
Stadtrat und in den Ausschüssenin irgend einer Weisezubegründen .
Vize - Bgm.Emmerlinghat erklärt ,dass der Standpunkt unserer Partei dahin
gehenmuss ,dassWiennichteingeschnürtwerdendarf ,wennes einLand
wirdin einemUmfange ,der es nicht erlaubt ,alle Aufgabenzuerfüllen ,
die an sie herantreten .( Beifall bei denSozialdemokraten ) .Ichgestehe
offen ,dass derjenige ,welchernicht für die GrösseundUntwicklungder

StadtWienals Landeintritt ,nichtdie Aufgabenkennt ,die er alsVertrete
dieserStadtzuerfüllenhat(BeifallheidenSozialdemokranten),dasser
ein Gegner der Weiterantwicklung der Gemeindeund des zukünftigen Landes
Wienist .( Beifallbei denSozialdempkraten) .AusdiesemGrundegegendie
VerwaltungsreformSturmzu laufen ,das ist ein Beweggrund,denichnicht
versteheundkeinwirklicherVertreterder Gemeindekannsich aufdiesen
Standpunktstellen ,umsoweniger ,als wires erlehthaben ,in welchfurcht-¬
barer " eise die städtische Bevölkerung unter dem agrarischen Treiben ge¬

litten hat .Zusagen ,mankannfür die Verwaltungsreformnichtstimmen,
weil ja die Lageder Gemeindedurch die Verfassungsreformnoch keinegeklärte
ist ,das kann nicht ernst genommenwerden . .Die Agendender Gemeindelaufen

ja zum grössten Teile parallel mit den Agenden des Landes .Es kann nur noch

jenerTeilderAgendendazukommen ,dieLandesbedürfnissebetreffen ,die
Landeskulturaufgaben ,die Aufgabenderüglich der Polizeiverhältnisse ,die
Aufgabenbezüglichder Kranken- undSiechenanstalten .DerEntwurfwirdalso
nur geringeErgänzungenerfahrenmüssen .Mankanndahermit ruhigemGewissen
sagen ,dass die Reformkeine solche ist ,die etwadurchdie Errichtungdes
DandesWiengewaltigenAbänderungenunterworfenseinwirdundseinmuss.

Es ist auchsehr viel über die Stellung des ,Bürgermeisters gesprochen
wordenundes ist gesagtworden ,dass der Bürgermeisterseiner Machtent¬
kleidetwird ,dasserniemehreinesolchePersonseinkönne,wieesDr .Lue-¬
ger war .Es ist gesagt worden ,dass es dem Bürgermeister aus gewissenBe¬

quemlichkeitsrücksichtengenehmist ,wenner mehreine repräsentativeStel¬
lungeinnimmt,unddassihmdieEntlastungderVerantwortungunddieBeschra
kungder Arbeitsfüllesehr angenehmsein kann .WennSie dies annehmen,dann
gebenSie sich einer argenTäuschunghin .EinBürgermeister ,der gewilltist
seinenAufgabenvollundganzgerechtzuwerden,derhateinsogewaltigees
Feld der Tätigkeit vor sich ,dass es durch papierene Bestimmungenkeinesfalb
elingt ,seinePositioneinzudämmen.DiesesArgumentist äusserstmühselig,
dennSie wissen ,dass ein Bürgermeister ,der arbeiten will ,in denGrup- ¬
penausschüssenanwesendseinkann ,unddortbestimmendseinwird ,wenner
die Potenzhat ,die Sacheüberblickenzu können .Es liegt also in denWor- ¬
ten vonder Entkleidungder Machtfülledes BürgermeistersundvonderAuf- ¬
richtungderOligarchiekeinKörnchenWahrheit.MitBedauernmussicher¬
klären ,dassich erwartethätte ,dassdie VhrlagemiteinemgrösserenErnst
behandeltwerdenwind .WennSie sich einige Sätze ,die einhervorragender

Beamterder Stadt Wiengesprochenhat ,vor Augenhalten ,dannmüssenSiesa¬
gen ,dass .der Beweiserbracht ist ,dass die Verwaltungsreformeinebrennende
Frageist unddasssie nichtlängerverzögertwerdendarf .DieGemeindehat
bereits Verluste dadurch erhalten ,dass die Aenderungenin derVerwaltung
mitbestandenhaben.

WelchergreßeGedankeliegtindieserReform;derGedanke,daßimei-¬
genenWirkungskreiseder freigewählteVertreterin derTatverwaltet .Gegen
diesenGedankenwendenSie sich mitdemAufgebeteihrer ganzenArgumente.
Auchdasist eimStückIhrerUnbegreiflichkeit .Wennich se die Zaitzurück

denke,wewirinderMinderheitwaren,somuGichsagen,daßderKampf,den
Sie heute angeblich umdie Demekratie führen ,in diametralen Gegensatzzu
IhrendamaligenTatensteht .DamalshabtIhr ParteichefKunschakerklärt ,daß
mit der Schaffungdes vierten Wahlkörpers ,der nichts wenigerals einallgemel-¬
ner Wahlkörperwar ,der OppesitienWehltetenerwiesensind ,DasPrinzipdes
allgemeinenWahlrechtes,welchesLuegerdamalsin allenWählerversammlungen
versprechenhat ,hat sich ebenschließlich aufgelöst in die bloßeAngliederung
dieses famesen vierten Wahlkörpers .Wenn ich mich dieser Zeiten erinnere ,die

nech nicht selange verüber sind und Sie heute mit demBrusttene derUeberzeu- ¬
gungdieseZeitenals diereineDemekratieverteidigenhöre ,mußichsagen:
Sie spetten Ihrer welbstundwissennichtwie .

IchkannIhnennachfühlen,daßdieUmwandlung,diesichvellzegenund
uns die wirkliche Demekratiegebrachthat ,in jeder ihrer Aeusserungennach- ¬
zittert ,undSiesichnachdamAugenblickesehman,in welchemdåealteMacht-¬

fülle ihrer Parteiwiederhergestelltwerdensell .IchbinkeinPrephetund
kannnicht verhersagen ,welcherUmschwungin der Wählerschaftsinh einmalvell
ziehen wird .Abereines ist klar ;niemals mehrwird es gelingen einWahlsystem
zumLebenzu erwecken ,in welchemdie Demekratieeingeschnürt wird ,niemals
mehreineZeitkemmen,in deresmöglichseinwird ,in derGemeindeverwaltung
einSystemaufzurichtem,in welchemdieMineritätenderBevölkerungdieHerr-¬
schendenüberdie gesamtenMassenseinwerden .ObdieseMassenderBevölkerung
beieinemWahlgange,derin kürzererederlängererZeiterfelgenwird ,sich
für diese eder jene Partei entscheiden ,kemmtdabei gar nicht in Frage .Wenn

Siein derBevölkerungsewurzeln,daßSiedieMachterlangen ,dannwerdenwir
unsdemUrteile der Wählerschaftunterwerfen .AberBarrikadenwerdenSienick
mehrdagegenerrichten können ,daßder wirklicheundunverfälschteWilleder
WkhlerschaftzumAusdruckkommt.

Gesternhat GR .Vaugeinauchdavengesprechen ,daßein ungeheuerMacit-¬
hungerin unserenKreisennachdenStellender amtsführendenStadträteunszu
der Refermgetriebenhat .Es ist das etwasdeutlicher ausgedrückt ,indemIhnen
se nahestehenden, Weltblatt" ,in welchemgesagtwird ,es scheinendieAn-¬
werteraufdieneukreiertensgutdetiertenPestengedrängtzuhaben,ummög-¬

lichst bald in den Genußder fetten Pfründentreten zu können .DiesesLied
klingtschenetwaddeutlicher.

GR.Vaugein(chr. sez. ):IchhabekeineZeilegeschrieben!
Bgn .Reumann :Dannhat es eine verwandteSeelevonIhnengeschrieben.

JemehrSieAeusserungendiegerSertevonsichgeben ,destebesserwirddie
Bevölkerungwissen ,welchesihre Argumentefür Ihre Oppesitiensind unddie

Bevölkerungmüstte mit Blindheit beschlagensein ,wennsie nicht dietie - ¬
ferenBeweggründedieserIhrerOppesitiendarauserkennenwürden.

GR ,Vaugein( chr . sez . ) :DasWertvendenfetten Pfründenhabenwirvorin
10 Jahren/derArbeiterzeitunggelewen .( ZwischenrufebeidenSozialdemekra-¬
ten :Damalswaresberechtigt!)

Bgm.Reumann:DerUnterschiedliegt ebendarin ,daßSiedamalsmit
allerMachtgetrachtethaben ,IhreHerrschaftaufrechtzuerhaltenauchauf
die Gefahrhin ,daß die Demekratieven Ihnengründlich verratenwird .

Sievergessen,dassdieserErieganderGemeindeWiennichtspurlos
vorübergegangenist .Sievergessen,dassderPrigunddieBolgendesKrie-¬
gesAufgabenaufdieGemeindeaufihreVerwaltunggewälzthaben ,dieinkei¬
nem Verglaiche stehen zu jenen Aufgaben ,der damaligen Zeit ,als eine stärke

PersönlichkeitanderSpitzederWienerGemeindeverwaltunggestandenist .
Sievergessen ,dasssicheinesogenanntestarkePersönlichkeitnochnicht
erprobthat ,ineinerGemeindeverwaltungunterdengegenwärtigenVerhältniesen
Sievergessen,dassdiegegenwärtigeZeitnichtalleinihrenStempelauf-¬nicht nur
drückt,/der GemeindeWien ,dass die gegenwärtigeZeit ihrenStempelaufdruck
derVerwaltungderLänderundallenGemeindenundwennSieinndenTagesblät-¬
ternüberdieLagederSüdbahngeneindengelesenhaben ,dannwerdenSieganz
naturgemasszuderErfahrunggekommensein ,dassauchnichtdiekleinste
Gemeindeverschontgebliebenist vondenFolgendiesesunseligenKrieges
undin einersolchenZeiteinenMasstabüberdie Arbeitin derGemeindever-¬
waltunganzulegen.IneinersolchenZeitParallelenzuziehenzwischeneiner

grüherenundgegenwärtigenGemeindeverwaltung ,dasist einBeginnen,wel¬
chemvonvornhereinjedeBerechtigungabgesprochenwerdennussadsdamein¬
fachenGrunde,weilSieVergleichemitdengegenwärtigenVerwaltungsauf -¬
gabenabsolutnichtziehenlassen .WenndieseVorlagesoraschalsmöglich
finalisiert wurde ,und wennbei dieser Vorlageselbat in einer solchenWeise

vorgegangenwurde ,dieauchvonihrerSeiteeineKritiknichterfahrenkonn¬
te ,dannwerdenSie nicht mehrbehauptenkönnen ,dass mit einergewissen
LeichtfertigkeitdieseVerwaltungsaenderungdurchgeführtwerdensoll ,sondern
SiemüssenzurEinsichtgelangen,wennSieobjektivurteilenwolltenund
sagen,dassdasFürundWiederinderVorlagegenauabgewogenwordenistund
einzigundalleindieNotwendigkeiten,diesichergeben,dassdieGemeinde-¬
verwaltungin der richtigenWeisefunktionierenvermag ,massgebendwaren.

Wenndavongesprochenwordenist ,dassdie VerwaltungsorganedesWiener
Magistratesebenfallsdegradiertwurden,wennSieeinewarmeLanze- sosagt
mandoch -brachenfür denMagistrat ,dannmussich jedenfallssagen ,das
ist ein ganzmerkwürdigerGedanke .Eshat Zeitengegemen ,in welchenmansich
gehütethat ,dass der Magistratnicht eine solcheMachtfüllehabe ,wiejetzt .
Aberjeder einzelnefreigewählteGemeindevertretermusstrachten ,dasser
wirklichverwalteundwenndiesemGedankenAusdruckgegebenwordenist ,dann
ist nocheinemzweitenungemeinwichtigenGedankenAusdruckgegebenworden.
ErinnernSie sich daran ,dassnicht allein vonSeite derSozialdemokratie,
sondernauchvonSeite der bürgerlichenPartei Ammerundimmerwiederaufs
ReueKlagenaufgetaucht sind ,dass die Bürokratie weltfremd ,denBedürfnissen

derBefölkerunggegenübersteht,ausdemeinfachenGrunde,nichtweilsienicht
tüchtige Beamtesind ,sondern weil sie in ihren Wändenbegraben ,in derTat
einrosten ,sie werdennicht mehrjene Beweglichkeithaben ,dassdieMobilität
der Gemeindeverwaltungwirklichgesichertist undder Gedanke ,derunserer
Reformzugrundeliegt ,ist der zu vereinen ,die Arbeit der gewähltenund
beamtetenVerwaltungsorganeAdermitanderenWorten,dieBeamtetenVerwaltungs
organe mit dem Geiste der Bedürfnisse der Bevölkerung zu erfüllen ,dass sie
für dieBevölkerungerspriesslichesleisten .UnddagegenwehrenSdesich,

gegeneinenso fortschrittlichenGedankensetzenSie sich miteinemFeuer¬
eiferzurWehr,alsobderBürokratismusdasImponderabileeinerVerwaltung
wäre ,die imstandeist ,denBedürfnissender BetölkerungRechnungzutragen .

Ich gebe ehne weiters zu ,daß es ein gewäätiger Schritt nachVerwärts
ist ,derdagemachtwird .WarumdieserSchritt ,derdasZusammenarbeiten
derfreigewähltenundbeamtetenverwaltenenOrganeherbeiführt ,einver-¬

derblichersein sell ,kannniemandbegreifen ,der objektif an dieFrüfung
andieVerwaltungsrefermheranschreitet.DerGedanke,darinderVerwaltungs
refermenthaltenist ,ist einwirklichdemekratischer,ist derGedankeunse-¬
re VerwaltungmitmedernemGeistezu erfüllen ,welcherdahinführenmuss,
dass den Interessen der Bevölkerung in der Tat Rechnung getragen wird .Schen
der Umstand ,daß der Freigewählte der Wahl unterliegt ,während der Beantete

der Wahlnicht unterliegt ,deutet daraufhin ,das dieses Zusammenwirkenge- ¬
sucht werdenmuß .Wennsich heraussstellt ,daßdieseVerwaltungstätigkeit
denBedürfnissender Bevölkerungnicht entspricht ,dannwirddieserVerwal-¬
ter den Anspruchauf das Vertrauender Bevölkerungverwirkt haben .Ichbin
überzeugt ,daßdie Verwaltungweit besser geführtwerdenmuß ,wenneinTeil
derVerwalterimmerundimmerwiederaufsneuegewähltwerdenkann .Dasmuss
bewirken ,daß sie Verwaltungsgeschäfte in einer ganzanderen Weisegeführt
werdenals dasbisherderFallgewesenist .

v



DarumkannwederveneinerOligarchienechweneinerDemekratiedie
Rede sein und nicht daven gesprechen werden ,daß diese Verlage eine Ver - ¬

schlechterungdesgegenwärtigenGemeindestatutsbedeute.
BersehrgeehrteHerrStR .VaugeinhatdieVerwaltungsreferminGrund

undBedenverdammtunddanndamitgeendet ,wennes einpaarWochenspäter
ist ,daß er dafür stimmenkönne ,währendauf der anderen Seite dersehr

geehrteHerrDr .Kienböck,denichhechschätze,wiedergesagthat ,einzig
undallein aus demGrunde ,weil die Verwaltungsrefermnicht zeitgemäßseiy
weil die Verfassungsreferm an unsere Türe klopft ,müsse man für eine Ver - ¬

legung der Dürchführungder Refermauf einen kurzen Zeitraum später eintre

ten .Ichkenneundschätzedie Bedürfnissefür IhreAgitatåensehrhech,
aberwennjemandgezwungenist ebjektivzu urteilen - undich bin inmeiner

Stellung gezwungen ,ein ebjektives Urteil abzugeben - dann wird maninder
Tat zu ganzandereEntschließungenkemmen ,als zu diesen ,die hierindie - ¬
semSaale zumBesten gegebenwordensind .Daßdie Kritik ,die inihrer

FadenschinigkeitwenigeMoments,diewirklichestichhältigerNatursind ,zu
Tagegeförderthat unddie nichtimstandegewesenist ,diesesVerwaltungsre-¬
fermwerkzu erschüttern ,ist ein Beweis ,daß diese Verwaltungsrefermwirk- ¬
lich gutist .

Wenngesagtwird ,dieenglischeKemmunalverwaltunghabeauchdiese
AusschüsseundGruppeneingeführt ,aberes sei etwasganzanderes ,dawer-¬
denalle gestellten Anträgevor demGemeinderatgebrachtundwirdallesim
Gemeinderat selbst behandelt ,dann muß ich Ihnen sagen ,wenn Sie auf diesem
Standpunktstehen ,daß ejedes einzelne Geschäftssstückver demGemeinderat
gebrachtwerdenmuß,danbegreifewerwill ,daßSieesselangeausgehalten
haben ,daß eine Reihe von Geschäftsstücken nicht ver dem Gemeinderat ge - ¬

brachtwurde,in derganzenSpanneZeitIhrerkempaktenMajerität .Wennsie
heute voll Lobüber englische unddeutscheMuster ,dannbegreifeebenfalls
wer will ,daß Sie nicht das Bedürfnis gefühlt haben ,tretz aller Rekrimina - ¬
tienen jene Aenderungenin den statutarischen Bestimmungender Gemeindeher - ¬
beizuführen,dieschenzuihrerZeitsenetwendiggewesensind .Ichglaube,
daß diese Refermverlage in der Tat jene weittragende Bedeutung hat ,die

geeignet ist andere Verwaltungsprinzipien als die gegenwärtigen festzulegen

Verwaltungsprinzipien ,die im Interesse der gesamtenBevölkerunggelegen
sind .Ich glaubealse ,daßalle jene Argumente ,die angeführtwerdensind ,
umplausibelzumachenwarumdieseVerwaltungsrefermabgelehntwird ,keines-¬
fallseineunerschütterlicheGrundlagehaben ,senderndaßimGegenteilalle
diese Argumentelungemein schwachfundiert sind und daß von diesemGesichts - ¬

punkteaus in der Tat diejedigen ,welchewünschen ,daddie GemeindeWien
medernverwaltetwird ,für diese Verwaltungsrefermstimmenmüssen ,weilsie
im Interesse der Bevölkerung gelegen ist .Allerdings ist das eineRichtig :

Erprebt ist diese Verwaltungsrefermnicht ,Aberkann manden eineReferm
vomVernhereinerproben,ist esmöglichvonvernhereinmitspediktischer
Sicherheit zu behaupten ,daß das Arkanum gefundenwerden ist ,alle Verwal - ¬

tungsschädenzuheilen ?WennwiraufdiesemStandpunktstünden ,sowürde
einselcherzurFetrifikatien,zurVersteinerungführen,undversteinern

sell die GemeindeverwaltungvenWienkeinesfalls .VondiesemGesichtspunkte
sind wir an die Reformder Gemeindeverwaltunggeschritten ,haben wirIhnen

diesenRefermentwurfvergelegtundichglaube ,daßin derTateineArbeit
gleistet werdenist ,die im Interesse der BevölkerungWiensgelegenist .
( GreßeranhaltenderBeifall bei denSezialdemekraten. )

GR .Sfrotek( Tscheche )spricht sich ausdenselhenGründenwieseine
Parteigenossen gegendie Vorlage aus und nennt die Vorlageundemokratisch .
Er betont ;dass es seine Partei schmerze ,dass sie vondersozialdemokra¬
tischen Mehrheitals Sozialdemokratenin ungerechterWeisevergewaltigtwer- ¬

den.
GR .Dr .Plaschkes( jüdischnational )nenntdie VorlageeinenVersuch

zur Lösungder sozialen Prohlemeunserer Zeit .Die Vorlagesei angetan ,die
weitesten Kreise der Bevölkerung zur Mitarbeit in der Gemeindeverwaltung

heranzuziehen .AuchdenGemeinderätenwirdin denAusschüssenein Feldder
Arbeitgeschaffenwerden ,das sie jetzt nicht haben .Er erklärt ,dassseine
Partei ans Oppositionspartei den Muthabe ,für all das einzutreten ,wassie
als recht und gut befinde ,weil sie keine faktiöse Opposition treibe und
dass sie deshlabfür die Vorlagestimmenwerde .Aufdie Einzelheitender
Vorlage übergehend ,verlangt Redner die Abschaffung des Bürgerrechtes und

die Streichungder Formelbetreffend die Wahrungdes deutschenCharakters
der Stadt Wien .Ebenso müsse der Ausdruck Reichshaupt - undResidenzstadt
Wien selbstverständlich fallen .Bezüglich der Gruppeneinteilung wäreeine

TeilungderGruppeVII(Sammelreferat)in 2 Teilewünschenswert .ZumSchlusse
meintRedner ,hoffentlichwerdesich diesesneueSystembewährenundzur
Zusammenarbeitzwischenden Beamtenund gewähltenVertretern führen ,dieder
Stadt WienzumSegengereichenwerde .Es müsstejedoch schondie Jugendim
demokratischenSinneerzogenwerden ,aber eine Jugenderziehung ,die sichim
nationalen Chauvinismus auslebe ,könne für diese Reform nicht dasrichtige
Verständnis entgegenbringen .GR .Schmitz habe gesagt ,die Ausweisung von
StudentenderWr .UniversitäthabesichausAusländerbezogen.Gemeintseim
natürlichdie jüdischenStundenten .EsseienabernochkeineOstjudenin
Wiengewesenundes habeeinWaidhofenerPrinzipgegeben,dassunwürdigist ,
weraus demSchosseeiner jüdischenMutterstammt .DieStudentenschaftgebe
sich einer Kulturlosigkeithin ,geleitet vondenProfessoren ,vondenDekane
undRektorenderHoshschulen .DieErziehungmüssegeändert,dieJugendbes¬
ser werden .Wirmüsstenein besseresWien ,ein besseresOesterreichbekommen
frei und fern von antisemitischen und anderen unkulturellen Regungen .

GR .Erntner(Deutschnatienal)sprichtsichmitderBegründunggegendie
Verlageaus ,daß sie frühzeitig undvereilig eingebracht sei .Er kommtdann
auf den § 67 der Verlage betreffend die Gelöbnisfermelder Gemeinderätezu
sprechen ,die besagt ,daßder GemeinderatgelebtdendeutschenCharakterder
Stadt Wienzu wahrenundstellt einen Zusatzantragdahin gehend ,daß einJe - ¬
meinderatimFalle der Nichthaltungdes Gelöbnissesseines MandatesVerlustig
eyklärtwerdenselle .

GR.Kunschak(chr. sez. Jsagt,daßmannachderAnsichtdesGR.Plaschkes
in der Frageder Gelöbnisfermelgeteilter Meinungsein könne ,die eineMeinung
könnesie als reineFleskel ,dieandereals wahreGesinnungsäusserungbezeich-¬
nen .In der Schlußfelgerungnach dieser Auffassungkönnemandann auchdas
GelöbnisalseineFleskelbezeichnen .GR.PlaschkeshatsichauchüberdieHech
schüler unddie Prefesserengeäußertundhat ihnenKulturlesigkeitundBar-¬
barsi imärgsten Gradevergewerfen .In dieser allgemeinenBehauptungbedeu-¬
tet dieAeusserungdesGR .PlaschkeseinederzrtigeBeleidagungunsererakade-¬
mischenJugend,daßmankeineWertefindenkönne,umdie/Schamlesigkeitgut
genugzukennzeichnen.
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ZUdenParagraphendie vonder WahldårKommissionen
und Ausschüsse handeln ,bemerks StR .Vangin chre )dacs
schon im Ausschuss betent wurde dass setge Partei grösste
Gewichtdarauflege in der PersonalkommissionalsMinderheit-ver
treten zu sein .DerReferentenantragstimmein diesemParagraphme
mit demMotivenbericht nicht überein Er gibt die Erklärungab ,
dass seine Partei als Minderheit unbedingt darauf besteht ,dass

eine gesetzlicheGrundlagegeschaffenwerde ,dass dieMinderheit
in der Personalkommissionvertretenist .

GR .Speiser( Soz. Dem. )gibt na as seiner Partei derRechte¬
überzeugungAusdruck ,dassdie Fassung ,die die Vorlagehierert¬
hält ,die Personalkommission nicht betrifft .DiePersonalkommis - ¬
sion ist ebensowie die anderenKörperschaften ,die wirmit
dieserFassungimAugegehabthabennichteinesolche ,über
deren Zusammensetzungder Gemeinderatallein entscheidet .DieZu¬
sammensetzungkönnte nur geändert werden ,wenndieBediensteten
einer anderenZusammensetzungder Komnissionzstimmenwürden.
Da es vorkommen kann und tatsächlixh schon vorgekommen ist ,dass

sich die Vertreter der Bedienstetenschaft in ihren Stinmenmit
denVertreternder Minderheitvereinigten ,so könntenBeschlüsse,
die dortzustandekommen,undfür die Mehrheitbindendwären,
tatsächlich nicht von der Mehrheit Aint angenommen werden und

daraus Konflickte entstehen Es könnte ein Ausweggefundenwerden ,
dass man eine kurienweise Abstimmungin derPersonalkommission
einführt Ich bitte den Gemeinderat von unserer Rechtsauffassung

in dieserAngelegenheitKenntniszunehmen.
GR .Dr .Kienböck( christl - soz . )Wir müssendaraufJewicht

legen ,dwenn schon der Berichterstatter diesem Paragraph eine

andere Deutung geben will ,als ihn zukommt ,dass wenisgetns unsere
Auffassungin ganz klarer Weisezutage tritt DasVerhältniswahl -¬
rehht ,das in allen Körperschaftenbesteht ,mussauch in derPer - ¬
sonalkommissionGeltunghaben .Manmusssich dagegenverwahren,
dass durch Deutungsversucheder Sinn der Sacheverdoppeltwird .

GR.Vaugoin( ehrsoz. )sprichtseinErstaunenüberdie .Er-¬
klärung des GR Speiser auß und betont ,dass der F worität das

Rechtgegebenwerdenmüsse ,bei so wichtigenFragen ,wieesdi »
der Angestellten sind ,wenigstens mit beratener Simmeanwesend
zuseinSolltediesnichtmöglichsein ,so müsseernochmals
betonendasses ihmscheinta s die Mehrheitdie Beamtenunter
ihre Knutebekommenwolle

GR.Dr .DannebergeMeinNachtragsberichtbeziehtsichnicht
aufdieseFrageWaseineStreffrageseinkannistdieFrageder
ZusammensetzungnämlichobmandarunterdieMandatszahloder
die Zahl der Mitgldederversteht .Die Personalkommissionist
in der Dienstordnung fixiert und kann diese vomGemeinderatallein

richt abgeändert werden .Def Anregungdes GR .Dr .enböckwird
Rechnunggetragenwerden.DiePersonalkommissionkannindasge-¬
setz mitnamentlicherAnführungaufgenommenwerden.

SchliesslichwirdnochderAntragdes . R.Dr .Ehrlichauf
Schaffungeines einzihen Wahlkreisesfür Wienabgelehnt .

DieVorlagewirdsodannin ihrenSchlussparagraphenundhie-¬
rauf in ihrer Gänze unverändert zum Beschlusse erhoben .

Vicebgm.EmmerlingschlosssodanndieSitzungmitfolgenden
Worten :Jn mehrstündigerDebattehabenwirein wichtigesWerkvol-¬
lendet undich halte es amSchlusseder Beratungenfürmeine

Pflicht ,den Magistratsdirektor in seinem bewährtemStaate von

Mitarbeitern den Dankauszusprechen .Dankgebührt auch jenenLe- ¬
amten ,welche in zahlreichen Eingaben lebhaften Anteil andiesem
Werkebekundethaben .WennauchscharfeKritikgeübtwurde ,besteht
dochgar keinZweifel ,daßein Weigeschaffenmurde,dasdieZu¬
sammenarbeitder freigewähltenundder beamtetenFunktionärszum
Wohleder Bevölkerunggewährleistet .ZumSchlussenochDankdem
Referenten und demAusschusse für seine glänzendeArbeit .

DieMonatgsitzungdesGemeinderatesentfällt .
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